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Die Kirche von Griechenland 
vor der Herausforderung der offenen Zukunft! 
 
Evangelos Karagiannis (Zürich) 
 
 
Einleitung 
Im letzten Jahrzehnt ist in Griechenland eine große und kontroverse öffentliche 
Debatte über die Beziehungen zwischen Staat und Kirche entstanden, die sich in 
einer Vielzahl von akademischen Veröffentlichungen, Berichten, Äußerungen und 
Kommentaren in den Massenmedien niederschlägt. An der Debatte beteiligt sich ein 
breites Spektrum von Akteuren der Öffentlichkeit, wie Parteien und einzelne Politi-
ker, Mitglieder des griechisch-orthodoxen Klerus und nahe stehender Organisatio-
nen, Wissenschaftler, Menschenrechtsorganisationen wie auch Organisationen religi-
öser Minderheiten und andere zivilgesellschaftliche Akteure. Der politische Hinter-
grund dieser Kontroverse ist die zunehmende Spannung in den Beziehungen zwi-
schen der griechischen Politik und der Kirche von Griechenland (KvG) seit den spä-
ten 1990er Jahren, und insbesondere seit der Wahl des Metropoliten von Dimitrias 
(Volos) Christodoulos zum Erzbischof von Athen im Jahr 1998. Die Krise er-
reichte einen vorübergehenden Höhepunkt in der erbitterten Auseinandersetzung 
über die Identitätskarten griechischer Bürger in den Jahren 2000–01. In jener Zeit 
beschloss die sozialdemokratische Regierung von Kostas Simitis, dem Urteil der vor 
kurzem gegründeten Obersten Datenschutzbehörde Folge zu leisten und die Angabe 
der Religionszugehörigkeit aus den Identitätskarten griechischer Bürger zu streichen. 
Mit Hinweis auf die zentrale Bedeutung des orthodoxen Glaubens für die griechische 
nationale Identität forderte Erzbischof Christodoulos die Regierung auf, die Angele-
genheit zu überdenken und das Gesetz zurückzuziehen. Die Regierung weigerte sich 
jedoch mit der Kirche in dieser Sache zu verhandeln und verwies auf die „klar ge-
trennten“ Kompetenzen der zwei Institutionen. Demnach gehörten Fragen, die die 
Identitätskarten der Bürger betreffen, unmissverständlich zum Kontroll- und Regu-
lierungsbereich des Staates. „Wir regieren nicht zusammen“, war die Botschaft der 
Regierung an die Kirche1. Daraufhin hat die KvG Volksprotest in Form von 
Massendemonstrationen und einer groß angelegten Unterschriftenkampagne organi-
siert. Obwohl die Regierung die Angelegenheit von Beginn an als erledigt betrachtete 
und die Aufmerksamkeit der Bürger auf Fragen zu richten versuchte, die höchste 
Priorität in ihrer Agenda genossen, dominierte der Konflikt über die Identitätskarten 
das griechische öffentliche Leben für etwa ein Jahr und überschattete andere Fragen 
von eminenter Bedeutung für das Land (u.a. Beitritt zur Euro-Zone, Beitritt Zyperns 
in die EU). Die KvG sammelte mehr als 3.000.000 Unterschriften, die ein Referen-
!
 !!Eine englische Fassung des vorliegenden Aufsatzes erscheint 2009 im European Journal of 
Sociology.!
 1  Für eine systematische Darstellung der Argumente beider Lager siehe Molokotos-Lieder-
man 2003. 
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dum für die fakultative Eintragung der Religionszugehörigkeit in der Identitätskarte 
forderten. Während die Regierung nicht einlenkte, wiesen später der Oberste Ver-
waltungsgerichtshof Griechenlands und dann der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte die Klage der KvG gegen den griechischen Staat zurück.  
Dieser Konflikt gibt die tiefe Krise in den Beziehungen zwischen Staat und Kir-
che in den letzten Jahrzehnten verdichtet wieder. Insbesondere in der Postdiktatur-
Ära (seit 1974) kam es immer wieder zu Auseinandersetzungen, so z.B. nach politi-
schen Bemühungen, die Abtreibung zu entkriminalisieren, die standesamtliche Ehe 
einzuführen, die Ländereien der Klöster zu enteignen und landwirtschaftlichen Ge-
nossenschaften zur Verfügung zu stellen. Doch niemals hat sich ein Konflikt zwi-
schen Kirche und Staat dermaßen stark zugespitzt wie im Falle der Identitätskarten. 
Einer der Gründe für diese Zuspitzung ist, dass, im Gegensatz zu vorangegangenen 
Konflikten, die Spitzen von Kirche und Staat im Identitätskartenkonflikt sich von 
Anfang an auf eine klare Position festgelegt hatten und daher keine Seite ohne be-
trächtlichen Gesichtsverlust von ihrer Position abweichen konnte. Die Positionen 
ließen wiederum die Möglichkeit eines gegenseitigen Entgegenkommens nicht zu, da 
ein Kompromiss zwischen optionaler Eintragung und vollständiger Streichung der 
Religionszugehörigkeit schwer herzustellen ist. Ein Management der Krise nach dem 
bewährten Prinzip der „geltenden aber inaktiven Regelung“ war nicht zu erwarten, 
da dies in der Öffentlichkeit, nach der Festlegung des Ministerpräsidenten im Parla-
ment, als „ungeordneter Rückzug“ des letzteren gedeutet wäre. Was jedoch diesen 
Konflikt am meisten von älteren Konflikten unterschied, war die Tatsache, dass jede 
Seite die Entscheidungskompetenz der anderen in dieser Sache bestritten hat. Es ging 
um einen Kompetenzstreit, der nicht zuletzt auf die Verflechtung von Kirche und 
Staat in Griechenland hinweist.  
Trotz der deutlichen Verbesserung der Beziehungen zwischen Regierung und 
Kirche nach dem Wahlsieg der konservativen Partei Nea Dimokratia bei den Wahlen 
von 20042, fand die öffentliche Debatte über die Beziehungen zwischen Staat und 
Kirche auch nach dem Machtwechsel kein Ende. Von der linken Opposition und der 
ihr nahe stehenden Presse wurde nun intensiv beobachtet, in welchem Maße die kon-
servative Regierung sich zur Geisel der Kirche machte. Nach einer Initiative einer 
Oppositionszeitung im Vorfeld der Vereidigung des Staatspräsidenten im März 2005 
forderten einzelne Oppositionspolitiker und Persönlichkeiten der griechischen Öf-
fentlichkeit den neu gewählten Staatspräsidenten Karolos Papoulias auf, keinen reli-
giösen Eid abzulegen. Die provozierenden Äußerungen des Erzbischofs einige Tage 
nach dem Wahlsieg der Nea Dimokratia („Zum Schluss zeigt die allmächtige Rechte 
des Herrn, was Gott und das Volk will“ oder „Die Situationen ändern sich. Gott sei 
dank!“) und die Fortsetzung seiner Praxis, zu allen Themen von nationaler Bedeu-
tung öffentlich Stellung zu nehmen (vom Annan-Plan zur Wiedervereinigung Zy-
perns und dem EU-Beitritt der Türkei bis hin zu den Inhalten von Geschichtsschul-
!
 2  Prominente Politiker der Nea Dimokratia, allen voran der Parteichef und spätere Minister-
präsident Kostas Karamanlis, hatten während der Identitätskartenkrise die Unterschriften-
aktion der Kirche unterstützt und sogar zur Glaubenssache stilisiert. Nach ihrem Wahlsieg, 
zu dem auch die Kirche ihren Beitrag leistete, sahen sie sich jedoch nicht daran gehindert, die 
Identitätskartenfrage als erledigt zu betrachten (Ta Nea, 16.11.2007).  
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büchern) sorgten dafür, dass in kritischen Reaktionen immer auch die Frage der Be-
ziehungen zwischen Staat und Kirche mitklang. Schliesslich blieb die KvG auch we-
gen eines Konflikts mit dem Patriarchat von Konstantinopel über die Ernennungs-
kompetenz von Metropoliten in Nordgriechenland im Frühjahr 2004 und nicht zu-
letzt wegen eines beispiellosen Korruptionsskandals, mit dem ein kriminelles Netz-
werk von Mitgliedern der Justiz und des Klerus ins Licht der Öffentlichkeit geriet 
(2005), ein Diskussionsthema in der Öffentlichkeit. Es ist nicht zu erwarten, dass die 
Debatte über die Beziehungen von Staat und Kirche in Griechenland nach dem Tod 
von Erzbischof Christodoulos im Januar 2008 aufhört. Schon im Vorfeld der Wahl 
seines Nachfolgers und früheren Erzfeindes, Erzbischof Hieronymos, wurde diese 
Frage in der Presse intensiv thematisiert. Es scheint, dass die Debatte eine eigene 
Dynamik entwickelt hat, und unabhängig von den involvierten Personen weiterge-
führt wird. Sie spiegelt ein Strukturproblem wieder, das mit Personenwechsel nicht 
zu beheben ist. 
 
Erklärungsansätze und Einwände 
Im Kern der Debatte steht die Frage der Säkularisierung in Griechenland, eine Frage, 
die, nicht gerade überraschend, mittels der üblichen Dichotomie Moderne vs. Tradi-
tion gestellt wird. Gemäß diesem Narrativ ist die Politik, und insbesondere die sozi-
aldemokratische Regierung, ein Träger der Moderne und die Kirche ein Träger der 
Tradition. Moderne bedeutet u.a. Rationalität und Individualismus, liberale Demo-
kratie, Kosmopolitismus und Offenheit zur Welt, Zukunftsorientierung (Fortschritt) 
und nicht zuletzt Säkularisierung, d.h. ein Prozess, im Rahmen dessen religiöses 
Denken, religiös geleitete Praxis und religiöse Institutionen infolge einer klaren 
Trennung zwischen öffentlicher und privater Sphäre ihre gesellschaftliche Bedeutung 
verlieren. Da Religion wegen ihrer irrationalen Grundlagen zur privaten Sphäre ge-
hört, und die Regierung eines modernen Staates sich in die privaten Angelegenheiten 
der Bürger nicht einmischen darf, wurde z.B. die Streichung der Religionszugehörig-
keit von den griechischen Identitätskarten als ein Schritt in Richtung Moderne ge-
wertet. Entsprechend wird die Haltung der Kirche als Traditionalismus und Anti-
modernismus, d.h. als Festhalten an Irrationalität, Kommunitarismus, Geschlossen-
heit gegenüber der Welt (Konservativismus) und Anti-Säkularismus interpretiert. 
Ihre Weigerung, sich aus der politischen Arena zurückzuziehen, wird als ernstes 
Hindernis für die Modernisierung des Landes angesehen.  
Oft werden die Probleme der Moderne und der Säkularisierung in Griechenland 
mit zivilisationstheoretischen Argumenten formuliert, wenn auch nicht immer expli-
zit auf die Zivilisationstheorie Bezug genommen wird. Auch das ist nicht überra-
schend, bedenkt man, dass seit Max Webers Arbeit zur Protestantischen Ethik die 
Überprüfung der (In-)Kompatibilität von Religionen/Konfessionen mit der Moderne 
sich zu einer äußerst beliebten sozialwissenschaftlichen Übung entwickelt hat. Dabei 
schneidet die Orthodoxie im innerchristlichen konfessionellen Vergleich besonders 
schlecht ab (vgl. Mihelj 2007; Agadjanian/Roudometof 2005: 19; Makrides 2005: 
185). Hat der Protestantismus einen entscheidenden Beitrag zur Entstehung der Mo-
derne geleistet, so hat die Orthodoxie gerade zu deren Verhinderung beigetragen, so 
die Hauptthese (vgl. u.a. Pollis 1992, 1993; Mappa 1997). Die zivilisationstheoreti-
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schen Argumente beziehen sich auf die ideengeschichtliche Entwicklung und politi-
sche Tradition in der Orthodoxie: Mystik in der religiösen Erfahrung, die Tatsache, 
dass dieser Teil der Welt niemals die großen intellektuellen Entwicklungen der west-
lichen Zivilisation wie die Renaissance, die Reformation und die Aufklärung erfahren 
hat, das besondere Konzept der Person in der orthodoxen Welt, das die Entwicklung 
der Konzepte des Individuums und der sich darauf gründenden Menschenrechte 
nicht zulässt, aber auch die Jahrhunderte alte caesaropapistische Konfiguration der 
Macht in Ost- und Südosteuropa usw. In Anlehnung an Samuel Huntington (1993, 
1996) und unter Berufung auf einschlägige Aufsätze von Pollis (1987, 1993) inter-
pretiert Payne (2003) die Konflikte um die Identitätskarten, die religiöse Freiheit und 
die Homosexualität im heutigen Griechenland als einen Zusammenprall von Zivilisa-
tionen, der dadurch hervorgerufen wird, dass Griechenland zum einen Teil der or-
thodoxen Zivilisation ist, zum anderen Mitglied der Europäischen Union. Da die 
philosophische Tradition und Werte der westlichen, liberalen und von der Europäi-
schen Union verkörperten Zivilisation in scharfem Widerspruch zur orthodoxen 
Zivilisation stünden, müsste der Europäische Integrationsprozess unausweichlich zu 
einem Zusammenprall von Zivilisationen führen.  
Gegen diese großen Narrative zur Erklärung der aktuellen Krise zwischen Staat 
und Kirche in Griechenland sind methodische, theoretische und empirische Ein-
wände zu erheben.  
Die methodischen Einwände betreffen den Zugang zu und somit das Spektrum 
von Daten, anhand derer der Konflikt interpretiert wird. Wie Anastassiadis richtig 
feststellte, besteht ein Grundproblem der zivilisations- und modernisierungstheoreti-
schen Analysen der Krise in ihrer Konzentration auf die diskursive Ebene des Kon-
flikts (öffentliche Reden, Erklärungen, Predigten, Interviews, Texte usw.) und daher 
in der unverhältnismäßigen Aufmerksamkeit, die sie der Selbstrepräsentation der 
involvierten Akteure schenken (Anastassiadis 2004). Überspitzt könnte man sagen, 
dass die Akteure die Kategorien und Konzepte für die Analysen liefern. Tatsächlich, 
während die griechischen Regierungen, und insbesondere die sozialdemokratische 
Simitis-Regierung (1996–2004) in ihrer Selbstrepräsentation extensiven Gebrauch von 
Modernitätssemantik gemacht haben, hat die Kirche für sich die Rolle der Hüterin 
der Tradition in Anspruch genommen. Die folgenden Äusserungen von Erzbischof 
Christodoulos und Ministerpräsident Simitis vor dem Hintergrund der Identitäts-
kartenkrise sind hierfür bezeichnend: 
„Einige Anhänger des Geistes, der Aufklärung und der angeblich religiös neutralen 
Gesellschaft versuchen im Namen der Freiheit und der Menschenrechte, ein brutales 
und unmenschliches Regime über das Bewusstsein der gläubigen Menschen durchzu-
setzen. Hinter diesem Beharren steckt der heimliche Wunsch, Griechenland zu einem 
säkularen Staat zu machen. (…) Wir wollen die Diskussion, aber unser Diskussions-
partner muss empfunden und erlebt haben, was orthodoxe Moral und griechisch-ortho-
doxe Tradition bedeutet, und keine Minderwertigkeitskomplexe gegenüber anderen 
Kulturen und Moralvorstellungen haben“ (Erzbischof Christodoulos, 14.5.2000).3 
!
 3  Aus der „Stunde des Erzbischofs“ im Rundfunksender der KvG, 14.4.2000, zitiert in: Eleu-
therotypia, 15.5.2000 
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„Wir müssen endlich mal akzeptieren, dass es eine Errungenschaft unserer Zivilisation 
ist, dass sich der Staat heute für die Angelegenheiten unserer inneren Welt nicht interes-
siert. (…) Die Eintragung der Religion in den Personalausweisen schränkt ein und wer 
verstößt direkt oder indirekt gegen die religiöse Freiheit des Bürgers (…) Die Regierung 
möchte mit diesen Feststellungen diese Frage abschließen. Es handelt sich um eine 
Frage, die für eine reife Gesellschaft unerwartete Ausmaße angenommen hat; … eine 
Frage, die Selbstverständlichkeiten in einem modernen Rechtsstaat betrifft“ (Minister-
präsident Simitis, 24.5.2000).4 
Es ist jedoch soziologisch mehr als fragwürdig, die Gründe für das Handeln von 
Akteuren ausschließlich aus ihrer Selbstrepräsentation zu ermitteln. Vielmehr müssen 
wir uns fragen, warum Akteure sich so präsentieren, wie sie es tun. Sofern bestimmte 
Kategorien von gesellschaftlichen Akteuren verwendet werden, sollten sie entspre-
chend als Kategorien der Praxis behandelt werden, deren Analyse aber auch eine 
umfassende soziologische Analyse der Träger dieser Kategorien mit einschließt. Es ist 
unzulässig, die Semantik der Akteure abgekoppelt von deren struktureller Lage zu 
behandeln. Schliesslich sollte nicht vergessen werden, dass Stichwörter wie Moderne 
und Tradition großen Anklang bei der griechischen Bevölkerung finden und daher 
auch Mobilisierungsressourcen darstellen.  
Meine theoretischen Bedenken lehnen sich an die umfassende Kritik an den klas-
sischen soziologischen Konzepten der Moderne bzw. Modernisierung und den damit 
verwandten makrosoziologischen Theorien an. Hier sei lediglich auf drei Aspekte 
hingewiesen: 1. Die scharf dichotome Strukturierung der menschlichen Entwicklung 
in Form von Oppositionsreihen (Tradition/Moderne, Gemeinschaft/Gesellschaft, 
Religion/Wissenschaft, Irrationalität/Rationalität, Zuschreibung/Leistung usw.) führt 
zu einer beträchtlichen Verzerrung der Wahrnehmung sowohl des „Lebens in der 
Tradition“ als auch des „Lebens in der Moderne“. Die folgenreiche aber kaum halt-
bare These der Säkularisierungstheorie, dass die Menschen in Europa während des 
Mittelalters sehr devote Christen waren, während sie vor dem Hintergrund zuneh-
mender Rationalisierung nach dem Aufbruch der Moderne ihren Glauben verloren 
bzw. verlieren würden, ist ein typisches Beispiel dafür (Stark 1999). Die Oppositi-
onsreihen, anhand derer der historische Bruch der Moderne definiert wird, stellen 
eher komplementäre Prozesse und Strukturen der Moderne dar. Schließlich ging die 
Erfindung des Individuums mit der Erfindung seiner „modernen“ Gemeinschaft 
(Nation) einher. Vor diesem Hintergrund sollten Tradition, Bräuche, Religion, Ge-
meinschaft usw. weniger als vormoderne Elemente, die im Zeitalter der Moderne dem 
Untergang geweiht sind, und vielmehr als moderne Strukturbildungen angesehen 
werden. 2. Als eine Theorie, die eine bestimmte Konfiguration gesellschaftlicher 
Prozesse im Westen zur universalen Norm erhebt, ist die Theorie der Moderne bzw. 
Modernisierung zutiefst ethnozentrisch und hegemonial zugleich. Bezeichnend dafür 
ist auch die systematische Missachtung der konstitutiven Bedeutung des Imperialis-
mus und der Beziehungen zur sog. Dritten Welt für die Moderne im Westen (Ran-
deria/Fuchs/Linkenbach 2004). 3. Nicht zuletzt aber kennzeichnen das klassische 
Konzept der Moderne bzw. die Modernisierungstheorie, dem Evolutionismus des 19. 
!
 4  Protokoll der Sitzung des Parlaments vom 24.5.2000 (aus der Webseite des Griechischen 
Parlaments, http://www.parliament.gr/ergasies/showfile.asp?file=ES000524.txt). 
EVANGELOS KARAGIANNIS!266 
Jh. in der Anthropologie nicht unähnlich, weder Kontextsensitivität noch historische 
Kontingenz. Sie sind unidirektional, teleologisch und haben daher stark essentialisti-
sche Züge. 
Vor dem Hintergrund einschlägiger Kritik vollzieht sich seit einigen Jahren in der 
Soziologie ein Paradigmenwechsel, mit dem das Verständnis der Moderne der großen 
makrosoziologischen Theorien wie auch der Modernisierungstheorien der 1950er 
und 1960er Jahre zunehmend von einem pluralistischen Modell ersetzt wird. Die 
Theorie der multiplen Modernen entwirft Moderne als offenes Projekt und kontextu-
alisiert sie in Raum und Zeit (Daedalus 2000, Eisenstadt 2000). Aus dieser neuen 
Perspektive, die aus einer revidierten Theorie der Moderne wie auch Zivilisationsthe-
orie entstand, lassen sich dann verschiedene Routen zu (Therborn 1995) und Konfi-
gurationen der Moderne (vgl. Randeria/Fuchs/Linkenbach 2004) samt ihren inhä-
renten Widersprüchen in den verschiedenen Regionen der Welt erkennen. Unter-
schiede zu den Entwicklungen im Westen werden nicht als Anomalien, Irrwege oder 
Hindernisse, sondern als konkrete Entwürfe unter bestimmten lokal-historischen 
Bedingungen verstanden. Eine solche Perspektive, die in den letzten Jahren auch für 
die Analyse der Beziehungen zwischen Kirche und Staat im orthodoxen Raum an 
Boden gewinnt (Prodromou 2002, 2004; Roudometof 2005), vermag, das Verhält-
nis der orthodoxen Kirchen zur Moderne genauer zu erfassen, als dies bisher der Fall 
war. Aus der berüchtigten antiwestlichen Einstellung der Orthodoxie darf nicht 
Ablehnung der Moderne per se, sondern Zurückweisung einer ganz bestimmten 
hegemonialen Vorstellung der Moderne geschlossen werden (Makrides 2005).  
Die Anerkennung der Pluralität von Modernen bietet die Möglichkeit, auch von 
einer Pluralität von Routen und Konfigurationen der Säkularisierung in der instituti-
onellen Verfasstheit von modernen Staaten zu sprechen. Eines der vielen großen 
Missverständnisse des Strangs der Säkularisierungstheorie, der auf die Beziehungen 
zwischen Staat und Kirche fokussiert, ist die Gleichsetzung bestimmter Konfigurati-
onen dieser Beziehungen („Trennung zwischen Kirche und Staat“ oder „Neutralität 
des Staates gegenüber allen Religionsgemeinschaften“) mit Säkularisierung schlecht-
hin. Beiden „hegemonialen“ Konfigurationen ist gemeinsam, dass sie Säkularisierung 
mit Pluralisierung, d.h. mit der Entstehung eines freien religiösen Marktes in Verbin-
dung setzen. Diese Vorstellung wiederum ist der Herstellung einer inhärenten Ver-
bindung zwischen Moderne und Liberalismus geschuldet, die jedoch historisch kon-
tingent war. Die Möglichkeiten der Säkularisierung in der institutionellen Verfasst-
heit von modernen Staaten erschöpft sich jedoch keineswegs auf die oben genannten 
Konfigurationen. Der in Griechenland – wie auch in den meisten Ländern der Welt, 
wo der Staat der Hauptmotor der Modernisierung war und schnellen Anschluss an 
den Westen suchte – eingeschlagene Weg war die staatliche Kontrolle religiöser Ein-
richtungen (Keddie 1997: 26). Dass dieser Weg nicht als Säkularisierung bzw. oft als 
ihr Gegenteil qualifiziert wird, liegt weniger am Misserfolg, sondern eher an der 
Abweichung vom Modell. 
Die Anerkennung der Relevanz des lokal-historischen Kontexts für die Formulie-
rung gesellschaftlicher Entwürfe in der Theorie der multiplen Modernen geht 
schließlich mit der Aufforderung einher, konkreter und empirischer zu werden; abs-
trakte Modelle nicht auf die empirische Realität zu oktroyieren. Aus dieser stärkeren 
Hinwendung zur Empirie kann schliesslich eine differenziertere Sicht der Realität 
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gewonnen werden, die für ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen Ähnlichkeiten und 
Differenzen im Vergleich moderner Gesellschaften sorgt. Die Überformung der 
empirischen Realität durch präformierte Bilder und akademische Konzepte (vgl. 
Elwert 1989), kurz: der Essentialismus, hat im Falle der klassischen Theorien der 
Moderne und Säkularisierung oft dazu geführt, dass empirische Widersprüche zum 
abstrakten Modell innerhalb des Westens heruntergespielt bzw. nicht wahrgenom-
men, während sie ausserhalb des Westens hervorgehoben wurden. Dadurch wurden 
nicht zuletzt auch Ähnlichkeiten zwischen dem Westen und anderen Teilen der Welt 
negiert. Ähnliche Folgen hatten essentialistische zivilisationstheoretische Analysen, 
die die interne Pluralität, Dynamik, Adaptationsfähigkeit und Kompatibilität der Or-
thodoxie mit Demokratie (Makrides 2005; Prodromou 2004, 1994) kaum zur 
Kenntnis genommen haben. Das Ergebnis konnte nur die Orientalisierung der Or-
thodoxie sein (Prodromou 1996: 134–142; vgl. Fokas 2000: 291–295). Meine empiri-
schen Einwände gegen die modernisierungs- und zivilisationstheoretischen Analysen 
der andauernden Krise zwischen dem Staat und der Kirche in Griechenland gehen in 
diese Richtung. Sie beziehen sich auf den äußerst selektiven Umgang mit empirischen 
Gegebenheiten, der diese Ansätze kennzeichnet, und der m.E. einer essentialistischen 
oder, wenn man will, idealtypischen Wahrnehmung der Realität geschuldet ist.  
Immer wieder wird behauptet, dass in Griechenland keine konsequente Trennung 
von Staat und Kirche wie in Westeuropa stattgefunden habe, obwohl die Vorstellung, 
dass dies in Westeuropa der Fall war, empirisch unhaltbar ist (vgl. Keddie 1997: 24–
25; Davie 2001: 457). Ähnlich ist die wiederholte Forderung der Verfechter einer 
westlichen Moderne in Griechenland, die Kirche sollte sich auf ihre originären Auf-
gaben konzentrieren, d.h. auf die Aufgaben, die ihr in einer modernen, funktional 
differenzierten Gesellschaft zukommen, und die Politik den Politikern überlassen, in 
doppelter Hinsicht selektiv. Einerseits drängt sich die kontrafaktische Frage auf, ob 
die Modernisierungsverfechter jemals diese Forderung an die Kirche gerichtet hätten, 
hätte letztere das Modernisierungsprojekt der Regierung – aus welchem Grund auch 
immer – öffentlich und mit allen möglichen Mitteln unterstützt. Da dies kaum anzu-
nehmen ist, besteht Anlass zur Vermutung, dass für sie das Problem der Säkularisie-
rung in Griechenland weniger darin besteht, dass die Kirche über Politisches spricht, 
sondern vielmehr, was sie dabei sagt5. Andererseits sollte diese Forderung keineswegs 
nur an die KvG gerichtet werden. Die von der spanischen Bischofskonferenz heraus-
gegebene „Note vor den allgemeinen Wahlen 2008“, mit der die spanischen Wähler 
aufgefordert wurden, Parteien und Programme zu wählen, „die mit dem Glauben 
und den Forderungen des christlichen Lebens vereinbar sind“, wie „die Verteidigung 
des Lebens ab dem Moment der Empfängnis“ und die Förderung der Familie, „die 
auf der Ehe zwischen Mann und Frau gründet“, vor allem aber der Hinweis der 
Note, dass „eine gerechte Gesellschaft keine Terrororganisation als politischen Ge-
sprächspartner anerkennen darf“, spricht über die Überschreitung der Grenze der 
!
 5  Stavrakakis bezieht sich auf die allumfassende gesellschaftliche Bedeutung des Politischen in 
unserer Zeit und bemerkt, „it is not politicization in general which is to blame; on the con-
trary, it is only politicization that will make possible, in due course, the democratization of 
Church institutions themselves. It is the particular politicization many dislike (Stavrakakis 
2003: 163). 
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originären Aufgaben der Kirchen auch in Westeuropa Bände. Und während die vom 
Valencianer Kardinal Agustín García-Gasco vor 160.000 Demonstranten in Madrid 
geäußerte Kritik an die „ruchlosen Gesetze“ und die dahinter steckende „Kultur des 
radikalen Laizismus“, die zur „Auflösung der Demokratie“ führt, an die Reden von 
Erzbischof Christodoulos vor den ihm zujubelnden Massen in Athen und Saloniki im 
Juni 2001 erinnern, wie konsequent modern und säkular (im Sinne einer scharfen 
Trennung von Staat und Kirche) darf die Reaktion von Ministerpräsident Zapatero 
gewertet werden, der der Kirche mit Finanzkürzungen gedroht hat, falls sie sich nicht 
aus der Politik heraushalten würde (Tagesanzeiger 3.3.2008)? Und hätte Ministerprä-
sident Zapatero jemals die Kirche aufgefordert, sich aus der Politik herauszuhalten, 
wenn die Kirche nicht seinen Rivalen, sondern ihn unterstützt hätte? Typisch für 
einen orientalistischen Diskurs werden derartige Ereignisse in Griechenland als 
Probleme einer unvollständigen Säkularisierung verstanden, während dies im spani-
schen Fall nicht geschieht. Jedenfalls haben die Einmischung der Kirche in der Ge-
staltung der Beziehungen zwischen Staat und Bürger und die Förderung der Kirchen 
durch die Politik, kurz die Verflechtung von Kirche und Staat, auch im modernen 
Westeuropa eine lange Tradition wie Gegenwart, die zu negieren keineswegs zum 
besseren Verständnis der Ereignisse in Griechenland beiträgt. Ähnlich fragt man sich, 
wie tauglich selektiv herausgepickte zivilisationstheoretische Argumente für die 
Analyse der aktuellen Krise in Griechenland sind, wenn gleichzeitig einerseits die 
Beziehungen der KvG zum Vatikan sich auf dem besten Stand aller Zeiten befinden 
(Anastassiadis 2004: 16, 24, 31–32), andererseits die Beziehungen zwischen der KvG 
und dem Patriarchat von Konstantinopel die tiefste Krise ihrer Geschichte erlebten.  
Im restlichen Teil des vorliegenden Aufsatzes werde ich zunächst die Konfigura-
tion der Säkularisierung in Griechenland skizzenhaft schildern und auf ihre Folgen 
für die KvG hinweisen. Dabei werde ich mich ausschließlich auf die Beziehungen 
zwischen Staat und Kirche konzentrieren, und andere Aspekte der Säkularisierung 
nicht berücksichtigen. Anschließend werde ich die aktuelle Krise der Beziehungen 
zwischen Staat und Kirche als Folge einer doppelten Herausforderung der lange 
bewährten Säkularisierungskonfiguration in Griechenland interpretieren. Schließlich 
werde ich aufzeigen, dass die KvG nicht auf einem blinden Traditionalismus und 
Antimodernismus beharrt, sondern sich selbst als selbständig handelnden Akteur 
entdeckt und aktiv an der Gestaltung ihrer Zukunft arbeitet.  
 
Die hegemoniale Position der Kirche von Griechenland 
Das Problem der Säkularisierung in Griechenland wird oft als Problem der starken 
Verflechtung von religiösen und staatlichen Institutionen wie auch als Problem der 
Nicht-Neutralität des Staates gegenüber den in seinem Hoheitsgebiet existierenden 
religiösen Gemeinschaften definiert. Wie bei allen früheren Verfassungen Griechen-
lands – mit der Ausnahme jener von 1925 und 1927 – lautet die Präambel der gelten-
den Verfassung: „Im Namen der Heiligen, Wesensgleichen und Unteilbaren Dreifal-
tigkeit“. Auch der verfassungsrechtlich festgelegte Eid des Staatspräsidenten (Art. 33 
§2) und der Abgeordneten (Art. 59 §1) wird im Namen der Heiligen Dreifaltigkeit 
geleistet, während ein alternativer Eid nur für andersgläubige, nicht jedoch für atheis-
tische Abgeordnete vorgesehen wird (Art. 59 §2). Dementsprechend findet die Verei-
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digung des Staatspräsidenten, der Abgeordneten und sogar der Regierung (wofür es 
keine Regelung gibt) vor dem Erzbischof von Athen statt. Ebenfalls auf alle Verfas-
sungen der Vergangenheit geht auch die Bestimmung zurück, dass die Religion der 
„Orthodoxen Ostkirche von Christus“ die vorherrschende Religion des Landes ist 
(Art. 3 §1). Im Artikel, der die Freiheit der religiösen Überzeugung gewährleistet 
(Art. 13), wird nur auf „bekannte“ Religionen Bezug genommen (§2 und §3) und die 
Bekehrung ausdrücklich untersagt (§2). Ferner verpflichtet sich der Staat in seinem 
Bildungsauftrag, das nationale und religiöse Bewusstsein der Griechen zu fördern 
(Art. 16 §2), was nicht zuletzt die rechtliche Grundlage für die Übernahme der Kos-
ten für den obligatorischen christlich-orthodoxen Unterricht aber auch das obligato-
rische Gebet in den griechischen Schulen darstellt. Hinzu kommen mehrere Gesetze 
(bzw. Versäumnisse der Gesetzgebung), die die Privilegien der KvG sicherstellen. So 
bleibt seit den 1930er Jahren Blasphemie verboten und jede Errichtung eines nicht-
christlichen bzw. nicht-orthodoxen Gotteshauses ohne vorherige Genehmigung/ 
Stellungnahme des zuständigen orthodoxen Metropoliten untersagt6. Seit den 1950er 
Jahren wird der Klerus von der Staatskasse (also auch von Nicht-Orthodoxen) be-
zahlt. Die kirchliche Eheschließung ist rechtskräftig und die Möglichkeit für ein 
weltliches Bestattungsritual nicht vorgesehen. Von den religiösen Minderheiten ver-
fügen nur die Muslime und Juden über Institutionen, die den Status einer Rechtsper-
son öffentlichen Rechts genießen, die unmittelbare Konkurrenz der Kirche (Katholi-
sche Kirche, Protestantische Freikirchen) und andere mehr oder weniger „bekannte“ 
Religionen dagegen nicht, und sind besonderen Diskriminierungen ausgesetzt (Ali-
vizatos 1999). Zieht man dazu auch die Allgegenwärtigkeit von christlich-orthodo-
xen Symbolen im griechischen Alltag in Betracht, wie z.B. die Einweihung öffentli-
cher Gebäude durch die Kirche, die Ikonen in den Schulen, den Gerichtssälen, den 
Krankenhäusern, die religiösen Symbole in den Flaggen und Gebäuden der Armee 
usw. wird sichtbar, dass das Klima für Heterodoxe in Griechenland sehr erdrückend 
sein kann. 
Auch wenn einzelne Bestimmungen auf den ersten Blick als neutral erscheinen, 
erweisen sie sich in der Praxis als Regelungen, die die Kirche vor ihrer Konkurrenz 
schützen. Mag das Bekehrungsverbot z.B. für alle gelten, wäre es absurd zu behaup-
ten, dass die Kirche davon betroffen wäre, bedenkt man, dass 97% der Bevölkerung 
orthodox ist und der Staat die christlich-orthodoxe Erziehung der Bürger zu seiner 
Aufgabe gemacht hat. Das Bekehrungsverbot ist praktisch an Religionsgemeinschaf-
ten (vor allem Zeugen Jehovas) gerichtet, deren Mitglieder in ihrer Mehrheit früher 
orthodox waren, und für welche Feldarbeit einen essentiellen Bestandteil ihrer Reli-
gionsausübung darstellt. Am deutlichsten kommt die Funktion äußerlich neutraler 
Bestimmungen als Stützen der Kirche im Falle des Wehrdienstverweigerungsverbots 
aus Gründen religiöser Überzeugung zum Vorschein. Mit der Ausnahme des Klerus 
hat dieses Verbot immer für alle männlichen Bürger, ungeachtet ihres Glaubens, 
gegolten. In Wirklichkeit aber waren die Wehrdienstverweigerer in Griechenland fast 
ausschließlich Zeugen Jehovas. Im Zeitraum zwischen seiner Einführung während 
!
 6  Inzwischen wird die Genehmigung des Metropoliten als Gutachten eingestuft, was jedoch 
nicht bedeutet, dass sie belanglos geworden ist (vgl. Alibizatos 2000).  
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des Bürgerkrieges und seiner Lockerung 1997 bzw. 2001 wurden zwei Männer hinge-
richtet, fünf zu Tode gefoltert, 42 zum Tode und 26 lebenslänglicher Haft verurteilt, 
68 in Lager deportiert, und mehr als 3000 zu Gefängnisstrafen von bis zu 14 Jahren 
verurteilt (Mpe!s 2001). Dass solche Karrieren für die Konversion eines Orthodoxen 
zum Glauben der Zeugen Jehovas abschreckend wirken, bedarf keiner besonderen 
Erläuterung. Zur indirekten Verfolgung der Zeugen Jehovas in Griechenland sei auch 
angemerkt, dass bis vor kurzem ihre Ehen nicht anerkannt wurden und daher ihre 
Kinder als außerehelich galten, und ihre Priester, anders als jene der KvG, Wehr-
pflicht zu leisten verpflichtet sind (Alibizatos 2000).  
Während einige griechische Juristen die Meinung vertreten, dass die Verfassung 
die religiöse Freiheit der Bürger sicherstellt und daher kein Bedarf für eine Verfas-
sungsrevision besteht (vgl. Benizelos 2000a), behaupten andere, dass Bestimmungen 
der Verfassung Deutungen zulassen, die auf die Verletzung der religiösen Freiheit 
hinauslaufen, welche die Verfassung zu schützen gilt (vgl. Alivizatos 1999; Alibi-
zatos 2000). Alle sind sich jedoch darüber einig, dass der Gesetzgeber, die Gerichts-
barkeit und die Verwaltung die Hauptverantwortung für Missstände hinsichtlich der 
religiösen Freiheit in Griechenland tragen. Tatsächlich erscheinen einzelne Bestim-
mungen der Verfassung und rechtliche Regelungen im internationalen Vergleich 
keineswegs als einmalig. Die Besonderheit Griechenlands besteht „im Ausmaß des 
Geflechts von Regelungen, die die Beziehungen zwischen Kirche und Staat betreffen, 
und die als Gesamtheit im europäischen Raum einmalig sind“ (Phountedak! 2000, 
H.i.T.).  
Die obigen Ausführungen lassen unmissverständlich erkennen, dass die ortho-
doxe Kirche eine hegemoniale Position in Griechenland genießt, und dass diese Posi-
tion vom Staat sichergestellt wird. Doch weder die starke Verflechtung zwischen 
Staat und Kirche noch die eklatante Nicht-Neutralität des griechischen Staates in 
religiösen Angelegenheiten schliessen Säkularisierung aus. Wie schon oben hingewie-
sen wurde, geht die Gleichsetzung der Säkularisierung mit Trennung von Kirche und 
Staat bzw. staatlicher Neutralität mit der willkürlichen Verbindung von Moderne 
und Liberalismus einher. Moderne ist aber nicht notwendigerweise liberal und die 
staatlich geförderte Hegemonie einer Kirche ist durchaus mit Säkularisierung verein-
bar, wie noch weiter unten deutlich wird.  
 
Weltliche Kontrolle der Kirche 
Zur Definition der Beziehung zwischen Kirche und Staat im orthodoxen Raum wird 
oft der Begriff der synallelia (auch symphonia) herangezogen, was so viel wie Tren-
nung und Reziprozität bezeichnet. Erstere betrifft die Trennung zwischen weltlichen 
und sakralen Ämtern (imperium vs. sacerdotium bzw. basileia vs. hier!syn"), letztere 
die gegenseitige Solidarität von politischer und kirchlicher Autorität. Zur Legitima-
tion dieses Zu- und Miteinanders von Kirche und Staat haben orthodoxe Theologen 
biblische, patristische, kanonistische und systematisch-theologische Begründungen 
geliefert (Wittig 1987: 48–69; Nikolaou 2002; Vassiliadis 2003). Mit dem Begriff 
der synallelia wird jedoch eher die ideale Vorstellung der Kirche über dieses Verhält-
nis denn eine historische Wirklichkeit wiedergegeben. Historisch gesehen, hat sich 
das Verhältnis zwischen Staat und Kirche kaum als eines zwischen gleichberechtigten 
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und gleichstarken Partnern erwiesen. In groben Zügen lässt es sich anhand dreier 
Beziehungen umschreiben: 1. Unterwerfung der Kirche unter die politische Gewalt, 
2. Sicherstellung der hegemonialen Stellung der Kirche durch den Staat, und 3. Legi-
timation der Staatsgewalt durch die Kirche. Dieses historisch gewachsene Bezie-
hungsgeflecht hat sich für die Herausbildung einer besonderen Säkularisierungskon-
figuration in der orthodoxen Welt als grundlegend erwiesen (Agadjanian/Roudo-
metof 2005: 10). Kritiker der Beziehungen zwischen Staat und Kirche in Griechen-
land fokussieren oft auf die hegemoniale Position der letzteren und lassen oft die 
anderen zwei Glieder des Beziehungsgeflechts unbeachtet. Doch erst die Berücksich-
tigung dieser anderen Glieder lässt das Beziehungsgeflecht als eine Säkularisierungs-
konfiguration in einem modernen Nationalstaat erkennen.  
Der Motor der Säkularisierung in Griechenland, wie auch der Modernisierung im 
Allgemeinen, war der Staat. Und die Hauptroute, die die Säkularisierung angenom-
men hat, war die zunehmende Marginalisierung der Kirche in zahlreichen Bereichen 
des öffentlichen Lebens (Makrides 1997) durch ihre vollständige Unterwerfung 
unter die Staatsgewalt. Schon die Gründung der autokephalen KvG war mit der voll-
ständigen Kontrolle und Unterwerfung der Kirche durch den neuen griechischen 
Staat begründet. Da das Patriarchat von Konstantinopel, das historische Zentrum der 
griechischen Orthodoxie, außerhalb der Grenzen des neu gegründeten Staates lag, 
und daher der Kontrolle der politischen Führung des Landes nicht zugänglich war, 
wurde ein Jahr nach der Festlegung der Grenzen des neuen Staates die autokephale 
KvG ins Leben gerufen. Mit der Königlichen Verordnung „Deklaration zur Unab-
hängigkeit der Griechischen Kirche“ von 1833 wurde die orthodoxe Kirche von einer 
Institution, die die griechische Nation verkörperte, zu einer staatlichen Behörde 
(Stavrakakis 2003: 165; Hier"nymos 2006). Es wurde u.a. bestimmt, dass der 
(wohlgemerkt katholische) König zum Oberhaupt der Kirche und Leiter der Kir-
chenverwaltung wird, dass die geistliche Führung der Kirche eine fünfköpfige Sy-
node innehat, deren Mitglieder durch die Staatsregierung ernannt werden, dass jeder 
Beschluss der Synode in Abwesenheit des Staatsprokurators ungültig ist, dass kein 
synodaler Beschluss vor Einholung der Genehmigung der Staatsregierung bekannt 
gemacht oder vollzogen werden kann, dass jede Korrespondenz oder ein anderes 
unmittelbares Verhältnis der Synode, einer anderen geistlichen Behörde oder einzel-
ner Geistlicher mit auswärtigen weltlichen oder geistlichen Behörden ohne vorherige 
Zustimmung des zuständigen Ministeriums untersagt ist usw. (Wittig 1987: 82). 
Gelegentlich wird auf den protestantischen Hintergrund des damaligen Mitregenten 
Georg Ludwig von Maurer und auf entsprechende europäische Vorbilder hingewie-
sen, um die Verordnung historisch zu erklären (Konstantinid!s 2000). Dabei wird 
jedoch übersehen, dass die Verordnung auch nach maßgeblicher griechischer Beteili-
gung verfasst wurde und die Zustimmung der Bischöfe erfuhr (Wittig 1987: 80–85).  
In den darauf folgenden Jahrzehnten hat sich in diesem rechtlich definierten Ver-
hältnis wenig geändert. Seit 1844 wurde der König nicht mehr als Oberhaupt der 
Kirche genannt, behielt jedoch eine Reihe von Kompetenzen, die die innere Verwal-
tung der Kirche betrafen. Erst 1923, als der griechische Staat nach langjährigen Krie-
gen, einer verheerenden Niederlage der griechischen Truppen in Kleinasien und einer 
anhaltenden, die griechische Gesellschaft tief spaltenden politischen Auseinander-
setzung zwischen Liberalen und Royalisten sehr geschwächt war, wurde eine Kir-
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chenordnung verabschiedet, die der Kirche eine bestimmte Autonomie in ihrer inne-
ren Verwaltung zusicherte. Mit dieser Kirchenordnung wurde zum ersten Mal die 
Synode aller Hierarchen (Synode der Hierarchie) als oberste Instanz der Kirche ein-
geführt. Doch die Kirchenordnung von 1923 hat nicht lange gegolten. In den Wirren 
der griechischen Politik der 1920er und 1930er Jahre wurde sie abgeändert bzw. au-
ßer Kraft gesetzt, dann (1931) eine neue verfasst, die in der Folgezeit ebenfalls wie-
derholt abgeändert wurde. Es ist bezeichnend für die Entwicklung des Verhältnisses 
zwischen Kirche und Staat in Griechenland, dass eine für die Selbstverwaltung der 
Kirche günstige Kirchenordnung erst wieder 1943, also während der deutschen Be-
satzung, von einer sehr schwachen griechischen Regierung erlassen wurde. Ende der 
1960er Jahre wurde diese Kirchenordnung von der Obristenjunta aufgehoben und 
durch eine neue ersetzt, die dem Staat erneut große Interventionsmöglichkeiten si-
cherstellte. Schließlich wurde die Selbstverwaltung der Kirche erst nach der Demo-
kratisierung des Landes (mit der Verfassung von 1975 und der Kirchenordnung von 
1977) in gewissem Maße wieder gewährleistet. Von einer Unabhängigkeit der Kirche 
kann jedoch keine Rede sein. Die innere Verwaltung der Kirche einschließlich ihrer 
Beziehung zum Patriarchat von Konstantinopel bleibt vom staatlichen Recht geregelt 
und lässt sich somit von der Kirche im Alleingang nicht ändern. Ferner werden die 
kirchlichen kanonischen Erlasse erst nach ihrer Veröffentlichung im Regierungsblatt 
gültig. Von eher symbolischer Bedeutung, aber dennoch für das Verhältnis bezeich-
nend, ist, dass die Wahl des Erzbischofs von Athen in Anwesenheit des Ministers für 
Bildung und Religionen stattfindet.  
Die starke Kontrolle der Kirche durch den Staat führte auch dazu, dass politische 
Krisen zu Krisen der Kirche wurden. Die verschiedenen Änderungen der Kirchen-
ordnungen gingen in der Regel mit politischen Veränderungen bzw. Machtkämpfen 
einher. Wiederholt wurden die leitenden Organe der Kirche umgangen, Regelungen 
eingeführt, die auf die Wahl der vom Staat favorisierten bischöflichen Anwärter hi-
nausliefen, nichtkonforme Synoden suspendiert. Von den vierzehn Hierarchen, die 
im 20. Jh. auf dem Thron des Metropoliten bzw. (seit 1923) Erzbischofs von Athen 
waren, wurden sieben zum Rücktritt gezwungen, einer von ihnen sogar zweimal, 
während in einem weiteren Fall die Wahl eines Erzbischofs nachträglich nicht aner-
kannt und der gewählte Metropolit sogar verbannt wurde, bevor er drei Jahre später 
den erzbischöflichen Thron besteigen durfte.  
Die Unterwerfung der Kirche durch den Staat schlug sich auch in wiederholten 
Enteignungen des kirchlichen Landbesitzes nieder. Die KvG musste nicht die Erfah-
rung des Kommunismus machen, um ihrer materiellen Ressourcen beraubt zu wer-
den. Schon im ersten Jahrzehnt nach der Gründung des griechischen Staates wurden 
zahlreiche Klöster aufgelöst und deren Ländereien enteignet. In den zwanziger Jah-
ren des 20. Jh. kam es im Rahmen umfassender Landreformen zu weiteren Enteig-
nungen von Besitztümern von Klöstern, die landlosen Bauern und Vertriebenen aus 
Kleinasien zur Verfügung gestellt wurden. Schließlich musste die Kirche 1952 80% 
ihrer landwirtschaftlich nutzbaren Fläche zur Versorgung landloser Bauern abgeben. 
Aus der Sicht der Kirche ist ihr Eigentum seit der Gründung des griechischen Staates 
auf 4% seiner ursprünglichen Größe geschrumpft (Pylarinos 2002). Bei allen diesen 
Enteignungen ist der Staat seinen gegenüber der Kirche eingegangenen Verpflichtun-
gen kaum nachkommen. Zu den wenigen Ausnahmen gehört die inzwischen sehr 
DIE KIRCHE VON GRIECHENLAND VOR DER HERAUSFORDERUNG! 273 
umstrittene Finanzierung der Löhne des Klerus aus dem Staatshaushalt seit 1952. 
Mögen viele diesen Umstand als inakzeptabel für einen säkularen Staat ansehen, sagt 
er über mangelnde Säkularisierung in Griechenland nichts aus. Eher verweist er auf 
die starke Kontrolle der Kirche durch den Staat. Zumindest die Kirche hätte mit der 
Wiederherstellung der Verhältnisse von vor 1952 kaum Probleme (Nikolopoulos 
2005).  
Das heutige Eigentum der KvG ist weder bekannt noch kann es leicht geschätzt 
werden, da es nicht von einer zentralen Stelle, sondern von 6700 Rechtspersonen 
öffentlichen Rechts (Klöster, Gemeinden, Metropolien usw.) verwaltet wird. Die 
genaue Ausdehnung dieses Landbesitzes wurde nie gemessen, und für große Teile 
gibt es keine bzw. umstrittene Eigentumstitel. Die in Griechenland sehr gängige 
Vorstellung von einem „sagenhaften Eigentum“ der Kirche, das zur Deckung ihres 
Finanzbedarfs völlig ausreichen würde, scheint auch deswegen eine Sage zu sein, weil 
dieses nie genau definierte Eigentum zu seinem größten Teil aus Wald- und Weide-
flächen besteht, deren kommerzielle Nutzung aus rechtlichen Gründen sehr be-
schränkt ist (ebd.). Allein der Staat ist in der Lage, die wirren Eigentumsverhältnisse 
zu klären wie auch Teile der Waldflächen umzudefinieren, damit die Kirche daraus 
hohen Nutzen ziehen kann. Diese kurzen Ausführungen zur Geschichte der wirt-
schaftlichen Beziehungen von Staat und Kirche in Griechenland lassen einfach erken-
nen, dass die Unterwerfung der Kirche durch den Staat zur Untergrabung der wirt-
schaftlichen Selbständigkeit der KvG geführt hat. 
Die Unterwerfung durch den Staat hatte ferner in der Kirche Strukturfolgen ge-
habt, die ihre schwache Position potenzierten. Die monatelang die griechische Öf-
fentlichkeit erschütternden Fernseh- und Presseberichte, die die Verstrickung von 
Klerus-Funktionären in manipulierte Urteile der Justiz, Veruntreuung von Geldern, 
Erpressungen, kriminelle Netzwerke, Sexaffären usw. offenbarten, haben weder die 
frommen noch die agnostischen Teile der Bevölkerung wesentlich überrascht. Viel-
mehr hatten sie auf dramatische Weise an den Tag gelegt, was die Griechen schon 
längst wissen: nämlich, dass der Klerus zu einem großen Teil hochgradig korrupt und 
moralisch fragwürdig ist. Es wäre hier angebracht zu fragen, ob diese Korruption 
eine unvermeidbare Folge der Funktion der Kirche als verlängerter Arm einer äußerst 
korrupten Verwaltung darstellt (Mouzel!s 2008, 1998a, 1998b). Jedenfalls hat die 
Korruption, wenn auch nicht ausschließlich, so doch entscheidend dazu beigetragen, 
dass das Vertrauen der Bevölkerung in die ethischen Ressourcen der Kirche erschüt-
tert ist. Dieser Mangel an Vertrauen in die moralische Integrität des Klerus schwächt 
die Kirche weiter und führt dazu, dass sie für ihr Überleben noch stärker auf den 
Staat angewiesen ist. Schließlich wäre es sinnvoll, empirisch zu ermitteln, ob eine 
systemische Beziehung zwischen Korruption, Klerus-Selektion, und Verwaltungs-
funktion der Kirche besteht. Da die Bildungsanforderungen für einen Priester in 
Griechenland nicht hoch sind, scheint es, dass die Priesterweihe einen einfachen Weg 
zum öffentlichen Dienst bildet. Dieser Umstand kann nicht folgenlos für das Profil 
der Menschen bleiben, die dem Klerus beitreten wollen, und dies erst recht nicht, 
wenn man bedenkt, dass die mit der Tätigkeit verknüpften ethischen Standards sehr 
niedrig sind. 
Die KvG hat niemals eigenständig existiert und daher auch niemals gelernt, eigen-
ständig zu handeln. Das Fehlen des Wissens darüber schränkt notwendigerweise 
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ihren Handlungsspielraum erheblich ein. Sie hat sich niemals Gedanken darüber 
gemacht, wie sie Leute für die Kirche gewinnt, wie andere Kirchen es tun. Die Kirche 
brauchte sich ferner niemals Sorgen um ihre Legitimität in der Bevölkerung zu ma-
chen. Weder konnte noch musste sie ihre Legitimitätsgrundlage selber gestalten. 
Bedenkt man, dass die Diakonie heutzutage eine der bedeutendsten Legitimations-
grundlagen von Kirchen in der Welt ist, wäre hier die Frage angebracht, in welchem 
Zusammenhang der begrenzte Umfang und der veraltete Fürsorgecharakter der dia-
konischen Tätigkeit der KvG mit ihrer von außen sichergestellten Legitimität stehen. 
Auch wenn die Kirche durch die Unterstützung des Staates und ohne jeglichen 
Rückgriff auf ihre geistigen, aber auch materiellen Ressourcen eine hegemoniale Po-
sition in Griechenland genießt, von denen andere Kirchen nur träumen können, darf 
diese Position nicht über ihre strukturell äußerst schwache Lage hinwegtäuschen. 
Niemals war die orthodoxe Kirche in Griechenland so schwach und mit so wenigen 
Ressourcen ausgestattet wie im modernen griechischen Nationalstaat. Eine solche 
Schwächung ist wiederum mit der These mangelnder Säkularisierung nicht kompati-
bel. Eher stellt die Schwächung der Kirche durch die Kontrolle des weltlichen Staates 
die eine Facette der Säkularisierungskonfiguration in Griechenland dar. Die andere 
ist die Säkularisierung der Kirchensemantik infolge der ihr zugeteilten Aufgabe, 
nämlich der Legitimation der Politik im Nationalstaat. 
 
Verweltlichung der Kirchensemantik 
Die auffallende Verbindung zwischen religiösem und nationalem Selbstverständnis in 
Griechenland und in Südosteuropa (mit der Ausnahme Albaniens) ist Produkt der 
Verbreitung des Nationalismus in einem lokal-historischen Kontext mit einer Jahr-
hunderte alten Tradition der engen Verbindung politischer/administrativer und reli-
giöser Einheiten. Im 19. und frühen 20. Jh. haben die Kirchen und die von ihnen 
geführten Schulen den institutionellen Rahmen für die Identifikation mit einer Na-
tion geliefert. Wenn Nationalismus einen integrierten Bestandteil der Moderne dar-
stellt, sollte die Verbindung religiöser und nationaler Symbolik als eine Besonderheit 
der Moderne in diesem besonderen Teil der Welt verstanden werden. Ferner lässt 
sich daran das Wandelpotential und die Adaptationsfähigkeit der Orthodoxie in einer 
sich wandelnden Welt erkennen (Makrides 2005: 198)7. 
Die starke Kontrolle der Kirche durch den Staat und ihre Funktion als verlänger-
ter Arm der staatlichen Verwaltung haben im modernen Griechenland dazu geführt, 
dass der Klerus, sich die staatstragende Ideologie des griechischen Nationalismus voll 
angeeignet hat. Der ehemalige Staatspräsident Christos Sartzetak!s (1985–1990), ein 
eklatanter Nationalist, hat dies in seinem Plädoyer für die Unabhängigkeit der KvG 
vom Patriarchat von Konstantinopel auf den Punkt gebracht:  
„… wenn es die Autokephalie [der griechischen Kirche] nicht gegeben hätte … dann 
hätte unsere Kirche nicht beistehen und unsere Waffen nicht segnen können während 
!
 7  Man sollte jedoch im Auge behalten, dass diese Konfiguration von Nationalismus und Reli-
gion auf dem Balkan auch antinationalistische Kräfte innerhalb der Orthodoxie hervorrief, 
worauf jedoch im vorliegenden Aufsatz aus Platzgründen nicht näher eingegangen werden 
kann. 
DIE KIRCHE VON GRIECHENLAND VOR DER HERAUSFORDERUNG! 275 
des nachfolgenden Vormarsches zur Befreiung griechischer Gebiete (Epirus, Makedo-
nien, Thrakien, Inseln). Im Gegenteil, dieser Befreiungskampf wäre Gefahr gelaufen, 
von dem unter osmanischer Gewalt stehenden Patriarchen gebannt zu werden, so wie es 
mit der Exkommunikation der Kämpfer von 1821 passiert war …“ (Sartzetak!s 2003; 
Hervorhebung im Text).  
Tatsächlich hat die KvG den griechischen Irredentismus (die sogenannte Megali 
Idea) immer stark unterstützt. Der Nationalismus der Kirche war gelegentlich sogar 
dermaßen radikal und kompromisslos, dass er der politischen Führung des Landes 
Schwierigkeiten bereitete. Nach dem Zweiten Weltkrieg und dem anschließenden 
Bürgerkrieg (1946–49), der die griechische Gesellschaft tief gespalten hat, entwickelte 
sich die KvG zu einem der bedeutendsten Träger der zweiten großen Ideologie des 
griechischen Staates: des Antikommunismus. Der bis zur Mitte der 1970er Jahre 
gängige Begriff ethnikofrosyn" („Nationale Gesinnung“) bringt diese Verbindung 
von Nationalismus und Antikommunismus, für die auch die Kirche stand, zum Aus-
druck.  
Neben dem Hof und dem Militär (bzw. der Polizei und der Gendarmerie) bildete 
die Kirche die dritte Säule des so genannten „Schattenstaates der Rechten“, eines 
gigantischen Netzwerks von Personen, Gruppen und Organisationen, das wie ein 
anderer Staat im Staat mit dem Vorwand der kommunistischen Gefahr die syste-
matische Missachtung demokratischer Verfahren und grundlegender demokratischer 
Rechte der Bürger betrieb, und das Land schließlich 1967 in eine Diktatur stürzte. 
Das autoritäre Regime der Militärjunta (1967–1974) wurde von der Kirche entschei-
dend unterstützt. Am Motto des Regimes „Griechenland – der Griechen – der Chris-
ten“ wird schließlich sichtbar, welche Rolle der Kirche bei der Etablierung der fa-
schistischen Ordnung zukam. Erwartungsgemäß war kein Wort des Protestes von 
der Kirche zu hören, als die Freiheiten der griechischen Bürger beschnitten wurden, 
als viele von ihnen festgenommen, gefoltert und in Konzentrationslager deportiert 
wurden.  
Die Nationalisierung kirchlicher Ideologie wird im starken Engagement der KvG 
in Fragen nationaler Bedeutung sichtbar. An der Organisation der Massendemonst-
rationen gegen die „Aneignung“ des Namens „Makedonien“ durch die gleichnamige 
und unabhängige ehemalige jugoslawische Republik war die KvG stark beteiligt. 
Immer noch kommt der stärkste Widerstand gegen einen Kompromiss des griechi-
schen Staates in dieser für ihn äußerst peinlichen Angelegenheit vor allem von der 
Kirche. Ähnlich radikale nationalistische Reaktionen kommen von der Seite der Kir-
che, wenn es um eine Lösung der Zypernfrage oder den Beitritt der Türkei in die EU 
geht. Eigentlich spricht die KvG nicht über alles, sondern vorwiegend über Nationa-
les. Mittels der Gleichsetzung von Identitätskarte und nationaler Identität hat sie 
auch die Angabe der Religionszugehörigkeit in den griechischen Identitätskarten zu 
einer nationalen – nicht religiösen – Angelegenheit erklärt. Nirgendwo aber kommt 
der Vorrang des Nationalen gegenüber dem Religiösen in der Semantik der KvG 
deutlicher zum Ausdruck als in ihrer Einstellung gegenüber den Wehrdienstverwei-
gerern, die sich auf religiöse Gründe berufen. Die KvG und Erzbischof Christo-
doulos haben wiederholt das Recht griechischer Bürger auf Wehrdienstverweige-
rung aus religiösen Gründen kritisiert und auf die Folgen eines liberalen Umgangs 
mit ihnen für die Sicherheit des Landes hingewiesen. Erzbischof Christodoulos hat 
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sich sogar nicht davor gescheut, auf die Lobotomie als Mittel hinzuweisen, um die 
betreffenden Bürger zur Räson zu bringen (Hristodoulos 1995).  
Die Nationalisierung kirchlicher Semantik lässt die hegemoniale Stellung der Kir-
che im modernen Griechenland in ein anderes Licht rücken. Als eine Einrichtung, die 
sich zu allererst um das Schicksal der Nation kümmert, ist sie eine vorwiegend säku-
lare Einrichtung. Daher verweisen ihre Position und die zahlreichen orthodoxen 
Symbole im griechischen Alltag nicht auf die Allgegenwärtigkeit der Religion, son-
dern auf die Allgegenwärtigkeit der nationalen Ideologie im Land. Hier macht sich 
auch die Bedeutung einer kleinen aber wichtigen Unterscheidung zum Verhältnis von 
Nation und Religion in Griechenland (und den meisten Balkanstaaten) bemerkbar. 
Nicht der Glaube, sondern die formalen Repräsentationen des Glaubens sind für die 
Vorstellung der Nation in diesem Teil der Welt ausschlaggebend. 
 
Herausforderungen und offene Zukunft 
Das griechische Säkularisierungsmodell, das sich zum einen in der starken weltlichen 
Kontrolle und Schwächung der Kirche und zum anderen in der Verweltlichung der 
Kirchensemantik niederschlägt, lässt sich als „Nationalisierung der Kirche“ um-
schreiben (Stavrakakis 2003: 165). Dieses in Griechenland historisch gewachsene 
Modell sollte in den letzten Jahrzehnten von zwei Entwicklungen herausgefordert 
werden: die Demokratisierung des Landes und die Globalisierung – beides Prozesse, 
die auf einen stärkeren Pluralismus in der griechischen Politik und Gesellschaft hi-
nauslaufen (Prodromou 2002, 2004). Mit dieser Feststellung kommen zunächst 
auffällige Ähnlichkeiten zwischen der Entwicklung der Staat-Kirche-Beziehungen in 
Griechenland und der entsprechenden in West- und Mitteleuropa zum Vorschein. 
Wie Casanova festgestellt hat, standen die Kirchen, einschließlich der katholischen 
Kirche, im 18. Jh. unter der starken Kontrolle der absolutistischen Monarchen West- 
und Mitteleuropas. Die katholische Kirche war entgegen einer üblichen Vorstellung 
nicht immer eine transnationale Organisation. Es waren die späteren Prozesse der 
Demokratisierung und Globalisierung, die ihr die Möglichkeit geboten haben, sich 
als eine transnationale, von den einzelnen Nationalstaaten unabhängige Organisation 
zu entwickeln (Casanova 2001). Der Unterschied zu Griechenland besteht darin, 
dass die mit dem griechischen Nationalstaat einsetzende griechische Moderne nicht 
mit Prozessen der Demokratisierung einherging. Die lange parlamentarische Tradi-
tion des griechischen Nationalstaates darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass, von 
wenigen kurzen Zeiträumen einmal abgesehen, Griechenland bis 1974 ein zutiefst 
autoritärer Staat war. Die historisch kontingenten Prozesse der Demokratisierung 
und Liberalisierung setzten in Griechenland viel später als in Westeuropa und kurz 
vor der letzten Globalisierungswelle ein. Dementsprechend sollte die oben skizzierte 
Säkularisierungskonfiguration als das Modell eines autokratischen Nationalstaates 
angesehen werden. 
Die Tatsache, dass sich die KvG fast ausschließlich um ihr eigenes Schicksal als 
Organisation und nicht um das der Gläubigen kümmert, ist weniger der orthodoxen 
theologischen Tradition geschuldet und vielmehr ein unmittelbarer Effekt ihrer 
schwachen Position gegenüber dem Staat. Als Teil der Staatsverwaltung hat sie nie-
mals Züge einer dissidenten Kirche annehmen können. Ganz im Gegenteil: Je illegi-
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timer die politische Macht in Griechenland war, desto wichtiger die legitimierende 
Rolle der Kirche; und umgekehrt: je höher die Legitimationsgrundlage einer politi-
schen Führung, desto belangloser die Kirche für sie. An dieser einfachen Formel wird 
nicht zuletzt sichtbar, welch enormes Konfliktpotential die Demokratisierung des 
Landes (seit 1974) in sich barg und immer noch birgt.  
Eigentlich hat die Bedrohung der KvG durch die Demokratisierung weniger darin 
bestanden, dass die politischen Eliten des Landes nun eine Trennung von Staat und 
Kirche favorisiert hätten, sondern vielmehr darin, dass die Kirche ihrer Hauptfunk-
tion in der griechischen Gesellschaft beraubt wurde. Die demokratischen Regierun-
gen der Post-Diktatur-Ära waren auf Legitimation durch die Kirche nicht mehr 
angewiesen. Deswegen war die Einführung der Demokratie die erste große politische 
Umwälzung in der Geschichte Griechenlands, die nicht von einer Intervention in die 
Angelegenheiten der Kirche begleitet wurde. Anders als man erfahrungsgemäß hätte 
erwarten können, wurde die Einführung der Demokratie im Jahre 1974 nicht von der 
Absetzung des Erzbischofs von Athen begleitet, obwohl dieser – nach dem erzwun-
genen Rücktritt des Erzbischofs der „ersten Junta“ (1967–1973) – von der „zweiten 
Junta“ (1973–1974) mit einem dubiosen Verfahren, das einer Reihe von Metropoliten 
das Wahlrecht absprach, in den erzbischöflichen Thron befördert worden war. Die 
Erzbischofswahl, die seinem Tod im Jahre 1998 folgte, war auch die erste, die nicht 
vom Staat gesteuert wurde. Ähnlich geht die Kirchenordnung von 1977, die eine 
innere Autonomie – wenn auch nicht Unabhängigkeit – der Kirche sicherstellt, auf 
die Demokratisierung Griechenlands zurück. Vor diesem Hintergrund ist es nicht 
überraschend, dass die Kirche in der Post-Diktatur-Ära sich verstärkt gegen die Re-
gierung des Landes wendet. Zum ersten Mal in ihrer Geschichte kann sie politischen 
Widerspruch artikulieren, und sie tut es. Dies sollten insbesondere die Befürworter 
der „europäischen Moderne“ in Griechenland würdigen, hatten sie doch der Kirche 
in der Vergangenheit immer Devotion gegenüber dem Staat vorgeworfen. Die politi-
schen Reden von Erzbischof Christodoulos sind trotz ihrer politisch reaktionären 
und gelegentlich antisemitischen Töne der griechischen Demokratie und nicht eines 
Demokratiedefizits geschuldet. Obwohl die Kirche immer noch engstens mit dem 
Staat verflochten ist, verweist ihre zunehmende Bereitschaft, der Politik zu wider-
sprechen, auf ihre Emanzipation (Stavrakakis 2003: 167) und daher auf ihre Vorbe-
reitung auf ihre Transformation in einen zivilgesellschaftlichen Akteur.  
Die Herausforderung der Globalisierung für das in Griechenland geltende Säku-
larisierungsmodell hat wiederum zwei Facetten: Die erste ist die zunehmende Trans-
nationalisierung der Politik und die damit einhergehende Krise des Nationalstaates. 
Der europäische Integrationsprozess zeichnet eine Entwicklung, die die KvG der 
Grundlage ihrer hegemonialen Position beraubt: ihren Jahrzehnte langen Beschützer. 
Ein neuer Akteur, die EU-Verwaltung, penetriert und prägt zunehmend das griechi-
sche öffentliche Leben. Die Durchsetzung fundamentaler Prinzipien europäischer 
politischer Ideologie wie Menschenrechte und Liberalismus im Allgemeinen macht 
die Liberalisierung des griechischen religiösen Markts und eine stärkere Neutralität 
des Staates gegenüber religiösen Gemeinschaften unausweichlich. Ferner wird die 
Bevölkerung Griechenlands zunehmend transnationalisiert. In den 1990er Jahren hat 
sich Griechenland von einem klassischen Auswanderungsland in ein Einwande-
rungsland umgewandelt. Die damit einhergehende Pluralisierung der griechischen 
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Gesellschaft lässt die Fortsetzung des historisch gewachsenen Säkularisierungsmo-
dells zunehmend als unangemessen erscheinen. 
Die aktuelle Krise in den Beziehungen zwischen Staat und Kirche in Griechen-
land wird durch ihre offen gewordene Zukunft hervorgerufen. Nichts ist mehr so 
selbstverständlich wie vor vierzig Jahren. Dies sorgt in der KvG für Verunsicherung, 
da sie, wie auch die meisten Kirchen Osteuropas, nicht mit den erforderlichen Res-
sourcen ausgestattet ist, um erfolgreich den neuen Herausforderungen zu begegnen 
(vgl. Davie 2001: 458). Das bedeutet jedoch nicht, dass die KvG sich weigert, der 
Realität ins Gesicht zu sehen. Trotz unübersehbarer antieuropäischer Töne in Äuße-
rungen des Klerus, lässt sich die Haltung der KvG gegenüber der Europäischen 
Union nicht als eine der Feindlichkeit und der Konfrontation beschreiben. Wie schon 
oben hingewiesen wurde, hat die Konzentration auf die populistische und nationalis-
tische Sprache der Kirche von Griechenland für Missverständnisse gesorgt. Aus vie-
len Gründen aber, nicht zuletzt wegen der starken pro-europäischen Haltung der 
griechischen Bevölkerung, kann sich die KvG einen Konfrontationskurs mit der 
Europäischen Union nicht leisten. Es gibt mehr als genug Hinweise darauf, dass die 
KvG die neue politische transnationale Realität zur Kenntnis nimmt. Mit der Öff-
nung eines Büros in Brüssel erkennt die KvG die Bedeutung ihres Handelns als un-
abhängiger Akteur in der transnationalen europäischen Arena und die Möglichkeit 
einer Mitwirkung am Projekt europäischer Integration an. Der Einsatz für ein Eu-
ropa, das sich seiner christlichen Wurzeln bewusst bleibt, stellt eines der primären 
Ziele der KvG dar. Inzwischen ist für ein solches Projekt ohnehin auf den Papst mehr 
Verlass als auf den griechischen Staat. In der gemeinsam unterzeichneten Erklärung 
von Papst Johannes Paul II und Erzbischof Christodoulos auf historischer Stätte 
in Athen bestätigten beide:  
„Wir sind dazu gerufen, unsere Bemühungen zu verstärken, so dass die Einigung Euro-
pas vollendet werden kann. Wir müssen alles in unserer Macht Stehende tun, dass die 
christlichen Wurzeln Europas und seine christliche Seele unversehrt bewahrt bleiben“ 
(Gemeinsame Erklärung 2001). 
Die mit einem Anspruch auf Hegemonie in Griechenland verknüpfte Sprache der 
KvG wird in öffentlichen Texten mit Europabezug in eine Sprache des Multikultura-
lismus übersetzt. So muss die Europäische Union in der Gestaltung ihrer Politik die 
Partikularitäten der Völker, ihrer Geschichte, Kultur und vertrauten Lebensweise 
berücksichtigen8. Das macht deutlich, dass die KvG sich der Spannung zwischen 
Menschenrechten und Multikulturalismus innerhalb der EU voll bewusst ist. Des 
Weiteren erkennt die KvG nicht nur die Gefahren, sondern auch die Chancen an, die 
die Integration des Landes in die Europäische Union und andere transnationale 
Strukturen bietet. Wenn der griechische Staat lange Zeit ihre dominante Position 
garantiert hat – und immer noch garantiert –, hat sich die Europäische Konvention 
für Menschenrechte als ein wichtiger Schutz ihrer materieller Ressourcen erwiesen. 
Bezeichnenderweise wurde 1987 die erste Klage gegen den griechischen Staat beim 
!
 8  Vgl. hierzu die in der Rubrik „Europa“ der Homepage der Kirche von Griechenland enthalte-
nen Reden von Erzbischof Christodoulos, 
(http://www.ecclesia.gr/greek/archbishop/europe.htm) 
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Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte von der Kirche eingereicht. Den 
Hintergrund bildete damals ein Gesetz der sozialistischen Regierung Papandreou, 
das die Enteignung des Eigentums griechischer Klöster vorsah. Interessanterweise 
haben die letzteren ihre Klage mit Hinweis auf die Verletzung ihrer Eigentumsrechte 
und der religiösen Freiheit begründet, während der griechische Staat auf den Status 
der KvG als Rechtsperson öffentlichen Rechts hinwies, um ihren Anspruch, sich an 
den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte zu wenden, zurückzuweisen (Be-
nizelos 2000). Schließlich entschied das Gericht zugunsten der Kläger. Ferner liefern 
die Europäischen Fonds eine bedeutende finanzielle Unterstützung für die 
Durchführung etlicher Projekte. War vor einigen Jahren die überwiegende Mehrheit 
der Kirchen und Klöster in einer prekären Lage, sind die meisten von ihnen inzwi-
schen restauriert und instand gesetzt. Was die radikale Haltung der KvG vor allem 
während der Identitätskartenkrise gezeigt hat, ist nicht Realitätsverlust oder Fehlkal-
kulation der Machtbeziehungen in der EU, sondern genau das Gegenteil: Ihre Hal-
tung gründete sich auf eine sehr genaue Kalkulation dieser Beziehungen. Die KvG ist 
sich der Prioritäten des EU-Liberalismus voll bewusst. Sie weiß genau, dass die maß-
geblichen Akteure in der EU-Politik und -Verwaltung, zumindest zur Zeit, ihr Au-
genmerk auf die Liberalisierung der Märkte richten und kein starkes Interesse an 
Menschenrechtsverletzungen zeigen, vorausgesetzt natürlich, sie sind nicht zu offen-
sichtlich und eklatant. Obwohl der griechische Staat vom Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte (aber auch dem Europäischen Parlament) wegen Verletzung 
religiöser Freiheiten wiederholt verurteilt worden ist, zeigt er sich nicht dazu bereit, 
seine Gesetzgebung mit den Urteilen in Einklang zu bringen (Stavros 1999: 6–11, 
15; vgl. Alibizatos 2001), und er tut dies, ohne jegliche Konsequenzen zu befürch-
ten. Deswegen war das Argument, dass die Änderung der Identitätskarten eine „eu-
ropäische“ Verpflichtung war, aus der Sicht der KvG nicht glaubwürdig. Schließlich 
sollte auf die Reformagenda der KvG hingewiesen werden, die vor allem auf die An-
hebung des Bildungsniveaus des Klerus und die Erweiterung ihres diakonischen 
Netzwerks abzielt (Anastassiadis 2004: 25–30), aber auch Bemühungen für eine 
stärkere wirtschaftliche Selbständigkeit umfasst (Roudometof 2005: 100). In einem 
langen, aber wenig beachteten Text, den Erzbischof Christodoulos am 11. Oktober 
2000 der Heiligen Synode vorlegte, wird festgestellt:  
„Unser wesentliches Ziel muss die unmittelbare Herstellung von Ordnung in unserem 
Bereich sein. Die Ereignisse drängen uns in diese Richtung und zwingen uns, unmittel-
bare Lösungen zu finden, bevor es dafür zu spät ist. Die heutige Situation der Kirche 
verlangt nach chirurgischen Einschnitten und nicht nach Beruhigungspillen.“  
Der Text schließt mit einer Fülle von Empfehlungen geistlicher und praktischer Na-
tur ab. Gefordert werden Selbstkritik der Bischöfe, schnelle und umfangreiche Um-
gestaltung der pastoralen Tätigkeit der Kirche, die den aktuellen Herausforderungen 
Rechnung trägt, Nutzung aller vorhandenen geistlichen Kräfte, bessere Nutzung des 
Laienelements, Ausbildung und ständige Weiterbildung des Klerus und Kirchenper-
sonals, Umorganisation der Träger der Kirchenjugend innerhalb der Kirche, Erneue-
rungen in der Gestaltung der Messen, Vorbereitung auf eine Trennung von Staat und 
Kirche, unabhängig davon, ob dies in Zukunft vom Staat oder der Kirche gefordert 
wird, eine wissenschaftliche Untersuchung zur wirtschaftlichen Selbständigkeit der 
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Kirche, kommunikative Bemühungen für die Förderung der Positionen der Kirche in 
der Öffentlichkeit, Verbesserung des Gesetzes für die Kirchenjustiz, Reform der 
Kirchenverwaltung, Festlegung der Position der Kirche zum Kircheneigentum, Er-
weiterung der Betätigung der Kirche im sozialen Bereich (u.a. Gründung von Schulen 
aller Stufen, Berufsschulen, Universität mit Postgraduierten-Studiengängen, Kran-
kenhaus, Betätigung in der Drogenbekämpfung) (Hristodoulos 2000). Die Fokus-
sierung auf den Konflikt zwischen der Führung von Kirche und Politik lässt diese 
Reformagenda unbeachtet, die jedoch mehr als offensichtlich macht, dass die KvG 
sich Gedanken über ihre Position in einer sich verändernden Welt macht.  
 
Schluss 
Für das Verständnis des Auftritts der Kirche in der griechischen Öffentlichkeit in den 
letzten Jahren und der damit einhergehenden Krise in ihren Beziehungen mit dem 
griechischen Staat halte ich die Empfehlung, sie in den Kontext einer auf globaler 
Ebene feststellbaren De-Privatisierung von Religion zu setzen (Roudometof 
2005:100), für wenig ergiebig, da die Orthodoxie in Griechenland samt ihrer gesam-
ten Symbolik niemals eine private Angelegenheit war. Durch ihre Politisierung/Na-
tionalisierung war sie sowohl vor als auch nach der Einführung der Demokratie Be-
standteil des öffentlichen Lebens (Stavrakakis 2003). Auch keine De-Säkularisie-
rung im Sinne einer De-Nationalisierung ihrer Ideologie hat sich bemerkbar gemacht, 
und es ist nicht zu erwarten, dass dies geschieht, da die stark nationale Semantik der 
KvG im Zeitalter der Globalisierung keine Schwäche darstellt, wie gelegentlich be-
hauptet wird (Roudometof 2005: 101). Nationalismus wird von Globalisierungs-
prozessen nicht weggefegt, sondern neu organisiert. Während es für den in transnati-
onalen Strukturen verflochtenen und mit einer zunehmend kulturell heterogenen 
Bevölkerung konfrontierten Staat immer schwieriger wird, nationale Identität herzu-
stellen, könnte die KvG im postmodernen Zeitalter der Globalisierung, in dem nicht 
zuletzt Identitätsfragen Hochkonjunktur genießen, ihre Funktion als Trägerin natio-
naler Identitätsstiftung beibehalten und davon weiter profitieren (vgl. Voyé 1999). 
Was ich eher feststelle, ist die immer wahrscheinlicher werdende Privatisierung der 
Kirche, im Sinne ihrer Entstaatlichung. Welche genaue Form diese Entstaatlichung 
annehmen bzw. in welchem Maße sie mit einer Privatisierung der Wohlfahrt vor dem 
Hintergrund neoliberaler Globalisierung korrelieren wird (Davie 2001; Anastassia-
dis 2004: 25), lässt sich heute schwer voraussagen. Was feststeht, ist, dass das zentrale 
Anliegen der KvG nicht darin besteht, ihre Privatisierung zu verhindern. Ihre Mo-
dernisierungsbemühungen und ihre immer selbständiger werdende Politik deuten 
darauf hin, dass sie sich darauf vorbereitet. Man unterschätzt die Kirche maßlos, 
wenn man versucht, sie von den Vorteilen ihrer Privatisierung zu überzeugen, als 
wäre sie nicht in der Lage, diese selber zu erkennen. Im Gegensatz zur Mehrheit der 
griechischen Modernisierer denkt die KvG ständig im Kontext. Was sie daher sehr 
skeptisch macht, ist nicht so sehr ihre Privatisierung, sondern die Bedingungen, unter 
denen diese Privatisierung stattfinden soll. Wie angeschlagene staatliche Unterneh-
men, die mit staatlicher Unterstützung markttauglich gemacht werden, bevor sie dem 
freien Markt überlassen werden, erwartet die Kirche vor allem staatliche Unterstüt-
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zung, um der Herausforderung ihrer Privatisierung erfolgreich zu begegnen9. Diese 
Erwartung wiederum beruht auf der völlig berechtigten Überzeugung, dass der Staat 
die primäre Verantwortung für ihre aktuelle Lage und ihre begrenzten Ressourcen 
trägt. Solange die Politik diese Erwartung nicht registriert – und die Befürworter 
einer Trennung von Staat und Kirche bleiben in dieser Sache ohrenbetäubend still –, 
wird die Kirche ihre gesamte nationalistische Expertise ins Spiel bringen, um der 
ersteren zu signalisieren, dass eine unilaterale Kündigung der Jahrzehnte langen Be-
ziehungen zwischen Staat und Kirche nicht nur für die Kirche, sondern auch für den 
Staat schmerzhaft sein wird. Der nach dem Tod von Erzbischof Christodoulos ange-
kündigte „Kurswechsel“ der KvG wird an dieser grundlegenden Erwartung nichts 
ändern. Was sich vielleicht ändern wird, ist der Stil, mit dem die KvG versuchen 
wird, den Staat auf seine Verantwortung aufmerksam zu machen.  
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